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Internationale Sanitätspflege und Snnitätsver- 
waltung. 
Von Dr. W. Pichler in Wien. 
IV. 


Eine Frage, über welche die Wiſſenſchaft bereits ſchlüßig wurde, 
und die bereits ſo weit zur Reife gediehen iſt, daß ſie von den Re⸗ 
gierungen in die Hand genommen werden könnte, iſt die Prophylaxe 
der veneriſchen Krankheiten, oder um uns comeijer auszudrücken, die 
Einleitung von Maßregeln zur Einſchränkung der Syphilis. Dieſe 
Infectionskrankheit tritt wohl nicht ſo heftig und zerſtörend auf, wie 
andere anſteckende Krankheiten, ſie zehrt aber an dem Marke des 
Volkes, wird nicht nur die Urſache lebenslänglichen Unglückes Einzelner, 
ſondern auch das heimliche Vermächtniß unſchuldiger Nachkommen, 
und untergräbt in einzelnen Gegenden die Wohlfahrt ganzer Bevölke⸗ 
rungen. Nichts natürlicher, daß man ſeit lange daran dachte, die ver⸗ 
derbliche Krankheit an ihren Wurzeln anzugreifen. 

Die Proſtitution namentlich iſt es, durch die die genannte Krank⸗ 
heit zumeiſt ihre Verbreitung findet und man hat im Laufe der Jahr⸗ 
hunderte oft den Verſuch gemacht, energiſch gegen die Proſtitution an⸗ 
zukämpfen. Freilich waren die Gründe ihrer Bekämpfung zumeiſt mehr 
ethiſcher als ſanitärer Natur. Es iſt aber eine Thatſache, daß die 
Proſtitution ſo alt iſt wie die menſchliche Geſellſchaft und wie die 
Cultur, und zugegeben, daß ſie ein ſchweres Uebel iſt, läßt ſich nicht 
hinwegläugnen, daß fie ein in der menſchlichen Geſellſchaft, in den 
Verhältniſſen unſerer Cultur gegründetes nothwendiges Uebel iſt, als 
deſſen beſonderen Nachtheil wir weniger die Unſittlichkeit ihres Be⸗ 
ſtehens, als vielmehr die durch ſie erzeugten oder in ihrem Gefolge 
auſtretenden oder weiter verbreiteten Krankheiten ſpecifiſcher Natur be⸗ 
trachten müſſen. 

Wenn, wie wir ſagten, die Proſtitution ein nothwendiges Uebel 
iſt, ſo handelt es ſich darum, die in ihrem Gefolge auſtretenden Nach⸗ 
theile hintanzuhalten oder ſo viel als möglich zu vermindern. 

Geigel, ein vortrefflicher moderner Schriftſteller über öffentliche 
Geſundheitspflege, ſagt über den Gegenſtand, der uns hier beſchäftigt, 
Folgendes: ) „Ueberall beſteht für die öffentliche Geſundheitspflege die 
Aufgabe, den Verkehr, ſofern er den Vermittler anſteckender Seuchen 
bildet, nicht zu unterdrücken, was ein Ding der Unmöglichkeit 


) Handbuch der öffentlichen Geſundheitspflege, Erlangen 1874. 


bleibt, ſondern ihn ſo zu regeln, oder für den denſelben ſolche 
öffentliche Zuſtände zu ſchaffen, daß er für die Thätigkeit der 
Geſundheitspolizei durchſichtig und auf den geringſten Grad der 
Schädlichkeit heruntergeſchraubt wird. In dieſem Sinne iſt auch die 
Pflicht der Anzeigeerſtattung bei anſteckenden Seuchen, die Schließung 
der Schulen, Separation der Kranken und Aehnliches aufzufaſſen, 
Maßregeln, die den Verkehr im Einzelnen regeln, im Großen nicht 
hemmen. 

Das hat ſich auch für andere Seuchen bewährt, bei denen es 
Hitzköpfen noch viel leichter erſcheinen mochte, dem Verkehr als einziger 
nachweisbaren Urſache der Verbreitung gleich ganz das Lebenslicht 
auszublaſen. In der That bedürfte es nur der Unterdrückung der 
Proſtitution, alſo eines nur ganz einſeitigen und an ſich krankhaften 
Theiles des bürgerlichen Verkehrs, um nach wenigen Generationen die 
Syphilis völlig auszurotten. Und doch hat die Erfahrung immer 
wieder gelehrt, daß die ſyphilitiſchen Affectionen um ſo häufiger auf⸗ 
traten und durchfchnittlich um ſo ſchlimmer arteten, je drakoniſcher die 
Maßregeln ſich verhielten, mit denen man gegen den außerehelichen 
Verkehr der Geſchlechter zu Felde zog. Denn wie nun einmal die 
ſociale Ordnung der Dinge beſchaffen iſt, wird keine chriſtlich⸗ſittliche 
Entrüſtung an der Thatſache etwas ändern, daß ſelbſt die Proſtitution 
ein nothwendiges Attribut der Geſellſchaft bildet. Man muß das vom 
Standpunkte der öffentlichen Geſundheitspflege aus bedauern und als 
ein immanentes Uebel betrachten, aber nicht anders behandeln als die 
übrigen Erbärmlichkeiten des Lebens auch. Man kann weder das Aus⸗ 
athmen von Kohlenſäure, noch die Ablagerung von Dejectionen, noch 
die Befriedigung von Hunger und Durſt durch ſchlechte Nahrung und 
verdorbenes Trinkwaſſer verbieten; aber man kann öffentliche Zustände 
ſchaffen, bei denen dieſe und andere Unumgänglichkeiten auf den 
geringſten Grad ſchädlicher Wirkung für die öffentliche Geſundheit ein⸗ 
geſchränkt werden. 

Hier handelt es ſich alſo zunächſt um Ueberwachung, die jedoch 
ihre Schwierigkeiten hat. Die Aufgabe, welche hier der Sanitätspolizei 
erwächſt, iſt eine wahre Siſyphusarbeit. Die Proſtitution iſt vielge⸗ 
ſtaltig wie Proteus und tauſendköpfig wie die Hydra. Hat man hun⸗ 
dert ihrer Formen überwacht, fo nimmt fie morgen eine neue Geſtal⸗ 
tung an, abgeſehen davon, daß ſie unter Formen auftritt, die ſich jeder 
Ueberwachung entziehen oder jede Invigilation unmöglich machen. 

Wenn nun eine vollſtändige Ueberwachung der Proſtitution, be⸗ 
ſonders in Großſtädten zu den Unmöglichkeiten gehört, ſo erſcheint es 
geboten, ſie halb oder theilweiſe, ſo viel als möglich zu überwachen. 
Und das iſt möglich; beſonders läßt ſich die offen und gewerbsmäßig 
auftretende Proſtitution, nämlich die iſolirte freie und jene in Proſti⸗ 
tutionshäuſern, ohne Schwierigkeiten überwachen. Das Erſte, was alſo 

verlangt werden muß, daß die gewerbsmäßige Proſtitution geduldet 
oder conceſſionirt, aber überwacht werde. 

Dazu gehört vor Allem, daß jene weiblichen Individuen, welche 
aus der Proſtitution ein Gewerbe machen, ſich einregiſtriren laſſen, ſo 

daß ſie von der Polizei, welche ihnen ein Geſundheitsbuch übergibt, in 


Evidenz gehalten werden. Von Seite der Polizei werden amtliche 
Unterſuchungsärzte beſtellt, und hat jede Proſtituirte bei dem Unter⸗ 
ſuchungsarzte ihres Rayons ſich wöchentlich zweimal einer genauen 
Unterſuchung zu unterziehen. Der Arzt" hat feinen Befund „geſund“ 
mit dem Datum der Unterſuchung in das Geſundheitsbuch einzutragen; 
findet er die Perſon krank, ſo hat er ihr das Geſundheitsbuch abzu⸗ 
nehmen und ſie zur Heilung einem Spitale zu übergeben oder eine 
ſonſtige zweckmäßige ärztliche Behandlung zu veranlaſſen. 

Proſtituirte, die fich den polizeilichen Anordnungen fügen, find 
vor polizeilicher Verfolgung geſchützt; jene, die ſich der Regiſtrirung 
oder der ärztlichen Unterſuchung entziehen, ſind entweder autoritativ 
zu regiſtriren, oder iſt ihnen der Auſenthalt in der Stadt zu verbieten, 
wenn fie nicht zuftändig ſind, oder ſonſt zu beſtrafen. Gegen die ge⸗ 
heime Proſtitution läßt ſich vom Standpunkte der Sanitätspolizei nichts 
ausrichten; hier iſt nur das Strafgeſetz einigermaßen wirkſam. Der eben 
dem öſterreichiſchen Reichsrathe vorliegende Entwurf eines neuen Straf⸗ 
geſetzes enthält die hierauf bezüglichen Beſtimmungen, die ſich auch in 
der deutſchen Geſetzgebung vorfinden. 


8 445. Frauensperſonen, welche mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe! dehnung, 


treiben und hiebei polizeiliche Vorſchriften überſchreiten, ſind mit Haft zu be⸗ 
ſtrafen. Auch kann auf Zufäffigfeit der Stellung unter Polizeiaufſicht erkannt 
werden. 

§ 461. Wer ſich bewußt iſt, daß er an einem anſteckenden Uebel leidet 
und mit Verſchweigung desſelben dennoch als Dienſtbote, Gewerbsgehilfe, Lehr⸗ 
ling, als Berg⸗ oder Fabriksarbeiter ſich verdingt, oder wenn er erſt nach An⸗ 
tritt des Dienſtes oder der Arbeit davon befallen wird, ſolches dem Dienſt⸗ oder 
Arbeitsgeber anzuzeigen unterläßt, iſt, wenn dadurch eine Gefahr der Anſteckung 
für Andere entſtehen kann, mit Haft bis zu einer Woche oder an Geld bis zu 
40 fl. zu beſtrafen. ; 

462. Frauensperſonen, welche ſich bewußt find, daß fie an einem an⸗ 
ſteckenden Uebel leiden und dennoch als Ammen in Dienſt treten, oder wenn ſie 
erſt nach Autritt dieſes Dienſtes davon befallen werden, ihren Dienſt als Ammen 
fortſetzen, ſind mit Haft zu beſtrafen. 

463. Wer mit einer veneriſchen oder ſyphilitiſchen Krankheit behaftet 
zu ſein ſich bewußt iſt und dennoch mit Jemandem Beiſchlaf pflegt, iſt mit Haft 
zu beſtrafen. n 

Allerdings will es uns ein Verſtoß gegen die Logik erſcheinen, 
wenn das Geſetz ſtillſchweigend wenigſtens das unzüchtige Gewerbe, 
wenn hiebei die polizeilichen Vorſchriften nicht überſchritten werden, 
duldet, und anderweitig wieder die Kuppelei beſtraft, wie dies bisher 
alle Strafgeſetze thun, und wie auch der eben erwähnte Strafgeſetzent⸗ 
wurf die Kuppelei mit Gefängnißſtrafe bedroht. 

8 194. Wer aus Eigennutz durch feine Vermittlung oder durch Gewährung 
oder Verſchaffung von Gelegenheit der Unzucht Vorſchub leiſtet, wird wegen 
Kuppelei mit Gefängniß beſtraft; auch kaun auf Zuläſſigkeit der Stellung unter 
Polizeiaufſicht erkannt werden. 

Auch die internationalen mediciniſchen Congreſſe haben 
der Frage wiederholt ihre Aufmerkſamkeit zugewendet. Auf dem erſten 
dieſer Congreſſe in Paris (1867) lautete der 3. Programmspunkt: 
Kann man dem Staate irgend welche wirkſame Maßregeln 
vorſchlagen, um die ſyphilitiſchen Krankheiten einzu— 
ſchränken? 

Der Gegenſtand wurde auf den Congreſſen zu Florenz und Wien 
niiederholt in Berathung gezogen und auf dem letzten (1873) wurde 
eine poſitive internationale Geſetzgebung über Syphilis und Proſtitution 
nach folgenden Principien beantragt: 

1. Planmäßige Ueberwachung der geſammten Proſtitution mit 
ſämmtlichen orts⸗ und zeitgemäßen Hilfsmitteln. Die in Belgien (und 
Italien), ſpeciell in Brüſſel eingeſührten Normen könnten als Leitfaden 
dienen ), und jedenfalls wäre in jedem Staate die Centraliſirung 


*) Auf dem erſten internationalen ärztlichen Congreſſe in Paris (1867) detaillirte 
Vleminckx, der berühmte Hygieniſt, die Grundſätze der ſanitären Einrich⸗ 
tungen, nach welchen über ſeine Initiative die Proſtitution in Brüſſel ge⸗ 
regelt wurde: 

1. Sehr häufige Unterſuchung (jeden 3. Tag) aller jener weiblichen Indi⸗ 
viduen, welche in die Liſte der Proſtituirten eingetragen ſind. 

2. Beſtrafung jener Proſtituirten, welche nicht zur Viſitation erſcheinen und 
Belohnung derjenigen, die dies nicht verabſäumen. Dieſe Belohnung beſteht 
in der Zurückſtellung des Betrages nach Ablauf von 5 Unterſuchungen. 

3. Sofortige Ueberbringung in ein Spital derjenigen Individuen, die auch 
nur die geringſte verdächtige Erkrankung an den Genitalien darbieten. 

4. Strenges Verbot für die unterſuchenden Aerzte, die kranke Proſtituirte 
in der Wohunng der letzteren zu behandeln. 

Zu dieſen allgemeinen Maßregeln kommt noch die beſondere, daß jeder 
Soldat, welcher mit Syphilis ins Spital kommt, genau über den Urſprung 


ſeines Leidens, wenn es noch ſo gering iſt, ausgefragt wird, über den Ort 


— 
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[der Ausführung aller Maßregeln in einer Behörde noth— 

wendig. Organiſation eines planmäßigen, aus gründlich gebildeten 
Fachärzten zuſammengeſetzten Specialdienſtes. 

2. Möglichſt genaue Ueberwachung der Syphiliserkrankungen und 
zwar in allen organiſirten Corps (Militär, Marine, Gendarmerie und 
Polizeimannſchaſt, Bergleute, Urlauber ꝛc.), in den Genoſſenſchaften und 
Vereinen, deren Mitglieder nur ſchwer oder gar nicht heiraten können 
(Fabriken, Arbeitergruppen), bei Zuſammenkünften, welche den ſexuellen 
Umgang begünſtigen (Wallfahrten, Märkte, Häfen ꝛc.). 

3. Beaufſichtigung der Hebammen, Säugammen und Säuglinge, 
der Koſtkinder und Findlinge; Ueberwachung der geſammten Vaccination, 
der rituellen Circumciſion, Reviſion der aus ärztlicher Behandlung 

entlaſſenen Syphilitiſchen. 

4. Tactvolle und faßliche Belehrung über die Syphilisanſteckung, 
die Verhuͤtung und Behandlung derſelben, mit genauer Bezeichnung der 
zu findenden paſſenden Hilfe. 

5. Einrichtung von Ordinationsanſtalten in einer den örtlichen 
und perſönlichen Bedürfniſſen entſprechenden Form, Zahl und Aus⸗ 
wobei der Schamhaftigkeit und ſocialen Stellung des Kranken 
Rechnung getragen werde. Verpflichtung aller Corporationen ſowie aller 
größeren Arbeitergruppen, für ihre Mitglieder einen eigenen Sanitäts⸗ 
dienſt zu errichten. Verpflichtung aller dabei verwendeten Aerzte, die 
Entſtehung und Verbreitung der Syphilis ſowie ihre Behandlung ins 
Auge zu faſſen. 

6. Unbedingte Aufnahme aller Syphilitiſchen in die entſprechenden 
Heilanſtalten; Ausſcheidung eigener Abtheilungen in den öffentlichen 
Anſtalten für dieſelben und ganz ſpeciell für notoriſch Proſtituirte. 

7. Gründliche und ſpecielle praktiſche Ausbildung aller Aerzte in 
der Erkenntniß und Behandlung der Syphilis; Errichtung von Special⸗ 
kliniken an allen mediciniſchen Facultäten und Prüfung aller in die 
Praxis eintretenden Aerzte über Syphilis. 

8. Vorzugsweiſe Wahl beſonders befähigter Aerzte für die Ueber⸗ 
wachung und Behandlung der Syphilitiſchen und Aufſtellung einer daſür 
genügenden Zahl, ſowie anſtändige Belohnung derſelben. 

9. Strenge aber gerechte Beſtrafung aller mit der Syphilis be⸗ 
reits bekannten Proſtituirten, ſoferne ſie die ärztliche Hilfe nicht recht⸗ 
zeitig aufſuchten oder ihr ſich abſichtlich entzogen; Beſtrafung der die 
Syphilis wiſſentlich verbreitenden überhaupt. 

10. Aufnahme aller Auslagen in das Staatsbudget, ſoferne ſolche 
durch hygieniſche und curative Maßregeln bezüglich der Syphilis er⸗ 
wachſen, und ſofern die Provinzen, Gemeinden oder Erkrankten ſelbſt 
dieſe zu tragen nicht verpflichtet oder nicht fähig ſind. 

11. Periodiſche internationale Conferenzen zur Reviſion aller auf 
die Erlaſſung und Ausführung der Geſetze über Syphilis und Proſtitu⸗ 
tion bezüglichen Vorſchriften. 


Bei Beſprechung der Entwicklung der Geſetzgebung und der Or⸗ 
ganiſation des Geſundheitsweſens macht Stein (Handbuch der Ver⸗ 
waltungslehre) die richtige Bemerkung, es ſei erſt gegen Ende des vori⸗ 
gen Jahrhunderts der Gedanke lebendig geworden, daß die Baſis der 
Geſundheit in den elementaren Verhältniſſen liegt, und daß der Schwer⸗ 
punkt des Geſundheitsweſens ſtatt in der Polizei und der Heilung be⸗ 
reits vorhandener Krankheiten vielmehr in der Pflege der Bedingun⸗ 
gen für die Erhaltung der Geſundheit liege. Dieſer Gedanke kam zum 
Durchbruche durch die Cholera, die in dieſer Beziehung ein Segen für 
Europa geworden iſt. In demſelben Sinne ſagt Sigmund (eine per⸗ 
manente internationale Seuchencommiſſion: deutſche Vierteljahrſchrift für 
öffentliche Geſundheitspflege, Band 7, Heft 4), der Gedanke, Studien 
über die Urſachen der Entſtehung und Verbreitung, ſowie über die 
Mittel zur Abwehr von Volksſeuchen nach einem einheitlichen Plan als 
gemeinſame Arbeit einer Mehrzahl von dazu berufenen Fachmännern zu 
unternehmen und zu verwerthen, um dadurch zu gründlicheren und 
übereinftimmenderen Anſchauungen über Maßregeln der öffentlichen Ge⸗ 
ſundheitspflege zu gelangen, ergibt ſich ganz einfach aus der Geſchichte 
der Seuchen, zunächſt der Cholera und der gegen ſie verſuchten Vor⸗ 
kehrungen. Eine Weltſeuche wie die Cholera, gegen die ganze Länder 


und die Frauensperſon, wo er ſich die Anſteckung holte. Belohnung jener 
Soldaten, welche ihr Leiden freiwillig anzeigen. Ein jedes ſolche Verhör 
wird zu Protokoll genommen, der Polizei überſendet, welche in Betreff der 
beſchuldigten Frauensperſon ihre Recherchen unverzüglich einleitet. 
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mit ihren vereinzelten Vorkehrungen nur unverhältnißmäßig geringe 
Erfolge erzielten, machte das allgemeine Bedürfniß prägnant herbor⸗ 
treten, einen ſo gefahrvollen drohenden Feind mit angemeſſenen gemein⸗ 
ſamen Mitteln zu bekämpfen. Daraus reſultirte die Idee einer plan⸗ 
mäßigen internationalen Bekämpfung der Cholera. In der That war 
die Cholera der Anlaß zu internationalen Sanitätsconferenzen, deren 
erſte 1852 in Paris, die zweite 1866 in Conſtantinopel, die dritte 1874 
in Wien ſtattfand, die dritte zahlreicher und vollſtändiger beſchickt als 
ihre Vorgängerinnen, nämlich von ſämmtlichen Staaten Europas, 
Aegypten und Perſien. Es würde uns zu weit führen, die Verhand⸗ 
lungen dieſer Sanitätsconferenzen hier ausführlich zu beſprechen, und 
wir wollen mit Bezug auf unſer Thema nur den wichtigſten Beſchluß, 
zu welchem ſich die Wiener Conferenz zuſpitzte, hier erwähnen, nämlich 
die Gründung einer permanenten internationalen Seuchen⸗ 
commiſſion in Wien. Die Aufgabe dieſer Seuchencommiſſion wäre 
(Proces verbaux de la conference sanitaire internationale, Vienne 
1874, Pag. 533): auf das Studium der Epidemien, beſonders der 
Cholera anregend zu wirken, Geſetzentwürfe über Einrichtung und Ver⸗ 
waltung der Quarantäne zu bearbeiten, auf Verlangen eines der theil⸗ 
nehmenden Staaten Gutachten über vorgelegte Fragen abzugeben; und 
fo oft ſich das Bedürfniß nach ſolchen geltend machen ſollte, das Zu⸗ 
ſammentreten einer internationalen Sanitätsconferenz in Vorſchlag zu 
bringen. 

In dieſer permanenten internationalen Seuchencommiſſion, die 
bis heute ein Embryo geblieben iſt, ſehen wir die Anfänge einer in⸗ 
ternationalen Sanitätsverwaltung, den Kryſtalliſationspunkt, um welchen 
ſich die einzelnen Glieder einer wirkſamen internationalen Sanitätspflege 
anſetzen könnten, ſchon deshalb, weil die letzte Wiener Conferenz den 
Anſtoß ihres Zuſammentrittes nicht von Männern der Wiſſenſchaft, 
ſondern von der Diplomatie erhielt; dieſelbe iſt bekanntlich von dem 
Wiener auswärtigen Amte eingeleitet worden. 

„Noch iſt die Zahl jener Regierungen nicht bekannt“, ſagt Sig⸗ 
mund (J. c.), „welche ſich au der Commiſſion werkthätig betheiligen 
mögen, und Entſcheidungen darüber hängen bekanntlich von mehrfachen 
Erwägungen ab, die ſich im Vorhinein nicht bemeſſen laſſen. So kann 
es denn kommen, daß die Regierungen, deren Vertreter ſehr warm für 
die Einführung der Commiſſion geſtimmt hatten, dieſe nicht beſchicken. 
Immerhin könnte die Commiſſion ihre Thätigkeit ſchon beginnen, wenn 
erſt auch nur ein Theil der vertretenen Regierungen zuſtimmt und 
die erforderlichen Mittel gewährt; der ſpätere Beitritt mancher 
fern gebliebenen Regierung wäre dann nicht unwahrſcheinlich.“ 

Die letzte Bemerkung iſt ganz zutreffend; es war genau derjelbe 
Fall bei der Genfer Convention, welcher Anfangs widerſtrebende Re⸗ 
gierungen ſpäter adhärirten. 75 

In der Genfer Convention ſehen wir ein Beiſpiel umſchriebener 
internationaler Sanitätspflege für eine beſtimmte Zeit und für be⸗ 
ſchränkte Gebiete. In der permanenten Seuchencommiſſion, dem Vor⸗ 
ſchlage einer von den Regierungen beſchickten, halbdiplomatiſchen 
Choleraconferenz, ſehen wir die Anfänge einer internationalen Sanitäts⸗ 
verwaltung. Wir zeigten, daß die Wiſſenſchaft und ihre Vertreter 
wiederholt auf internationalen Verſammlungen ſchlüßig wurden über 
Gegenſtände, welche ganz wohl Objecte wären einer internationalen 
Sanitätsverwaltung. 

Wir eilen nun zum Schluſſe. 

Wir verlangen eine umfaſſende Organiſation des Sanitätsdienſtes 
in jedem Lande mit einem oberften Amte, in welchem das geſammte 
Sanitätsweſen centraliſirt iſt. Dabei iſt es uns gleichgiltig, ob dieſe 
oberſte Behörde Miniſterium für öffentliche Geſundheitspflege, Reichs⸗ 
geſundheitsamt, oberſter Sanitätsrath oder wie immer heißt. Auf den 
Namen kommt es uns nicht an. Für uns hat bloß das Wichtigkeit, 
daß dieſe Behörde keinen bloß berathe nden Charakter habe, ſondern 
daß ſie die Executive beſitze, und daß ihr ein directer Verkehr mit den 
analogen Aemtern der übrigen Staaten zuſtehe. HT: 

Wir verlangen weiter eine internationale Organiſation des öffent⸗ 

lichen Sanitätsdienſtes mit einem Geſchäſtskreiſe, wie er auf dem 
vorjährigen (1875) 4. internationalen mediciniſchen Congreſſe in 
Brüſſel von Vleminckx formulirt wurde. nr 

1. Häufiger und regelmäßiger Austauſch von Mittheilungen 
zwiſchen den oberſten Sanitätsräthen der verſchiedenen Länder. Dieſe 
Mittheilungen ſollen ſich hauptſächlich ausſprechen: 


A. a) über die angewendeten Mittel zur Verbeſſerung des 

ſanitären Zuſtandes der Ortſchaften und der Bevölkerung; 

b) über die getroffenen hygieniſchen Maßnahmen zum Fernehalten 

oder zur Verminderung endemiſcher Krankheiten; N 

c) über die ausgeführten Vorſichten zur Verhinderung der Ein⸗ 
ſchleppung von epidemiſchen und contagiöſen Krankheiten; 

d) über das Auftreten von epidemiſchen Krankheiten und deren Herde; 

e) über die angeordneten Maßregeln zur Bekämpfung der Epizootien. 

B. über die in jedem einzelnen Falle erzielten Reſultate. 

C. über die geſammelten oder zu ſammelnden ſtatiſtiſchen Tafeln 
behufs Klärung der die öffentliche Hygiene betreffenden Fragen. 

2. Die periodiſche Abhaltung von internationalen ſanitären 
Conferenzen. 

Als Corollarien oder, wenn man will, als Prämiſſen einer inter⸗ 
nationalen Sanitätspflege erſcheinen uns internationale Beſtimmungen 
über Freizügigkeit der Aerzte und eine einheitliche Pharmakopöe. Es 
erſcheint ſchon auf den erſten Blick abnorm, daß ein Mann, der auf 
einer internationalen Verſammlung über die höchſten und wichtigſten 
Fragen des internationalen Geſundheitswohls ſein ſchwerwiegendes berech⸗ 
tigtes Votum abgibt, nicht das Recht haben ſolle, in einem anderen 
als ſeinem Heimatslande einen Schnupſen zu behandeln oder ein 
Recept zu verſchreiben. Rokitansky hat dieſem Gegenſtande ſchon vor 
Jahren in ſeiner prägnanten Weiſe eine Beſprechung zu Theil werden 
laſſen. Er jagt (die Conformität der Univerſitäten; Wien 1863): 
„Die Anſchauungen über eine, die Freiheit der Forſchung und der 
Mittheilung in keiner Weiſe beeinträchtigende Normirung des Unterrichts⸗ 
und des Prüfungsweſens in Bezug auf die (von den deutſchen Regie⸗ 
rungen) verlangten Garantien tüchtiger Ausbildung können heutzutage 
nicht ſo weit auseinanderliegen, daß ſich nicht eine Einigung hierüber 
im Weſentlichen, d. i. in jo weit ſollte erreichen laſſen, daß jeder 
Staat mit Beruhigung die unbeſchränkte Freizügigkeit der Studirenden, 
und daneben die Gleichberechtigung der an den verſchiedenen deutſchen 
Univerſitäten Geprüften, mindeſtens in Bezug auf theoretiſche Ausbil⸗ 
dung, ausſprechen könnte. Hiemit wäre einerſeits den Anſprüchen wiſſen⸗ 
ſchafticher Ausbildung in jedem ihrer approbirten Jünger Rechnung ge⸗ 
tragen, und eine weſentliche Erleichterung in Bezug auf Verkehr und 
Freizügigkeit gegeben, indem es bei Noſtrificationsverhandlungen dies⸗ 
und jenſeits unſerer Grenzen von den kleinlichen, Semeſter und Stunden 
zählenden Rechnungsaufgaben behufs des Nachweiſes äquivalenter Stu⸗ 
dien und Ablegung ganzer Rigoroſen und Staatsprüfungen ſein Ab⸗ 
kommen hätte. Anderſeits u. ſ. w.“ Was die Einführung, einer gleich⸗ 
mäßigen, allgemeinen Pharmakopöe betrifft, jo bietet dieſelbe bei dem 
heutigen Stande des Welthandels, der Methode, bloß einfache dem 
Verderbniß nicht unterliegende Mittel, Alkaloide ꝛc. in Gebrauch zu 
ziehen, geringe oder keine Schwierigkeiten. Der erſte Schritt iſt übrigens 
durch die allgemeine Annahme des Meterſyſtems bereits geſchehen. 


Notiz. 


(Preisausſchreib ungen.) Die Wiener Zeitung vom 5. Mai d. J. ver⸗ 
öffentlicht folgende Preisausſchreibungen: 

Von Seite des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht wird hiemit 
ein Preis ausgeſchrieben für das beſte Lehr⸗ oder Handbuch der öſterreichi⸗ 
ſchen Reichs- und Rechtsgeſchichte. 

Der Preis beſteht in dem Betrage von 2000 fl. ö. W. in Silber. 

Die Arbeit hat nach der für die deutſche Reichs⸗ und Rechtsgeſchichte bo⸗ 
währten Methode darzuſtellen: 

Die Geſchichte des Reiches mit beſonderer Berückſichtigung der diplo⸗ 
matiſchen und politiſchen Geſchichte, alſo jener öffentlichen Aete und Begeben⸗ 
heiten, durch welche die Monarchie im Laufe der Zeiten zu ihrem heutigen Län⸗ 
derbeſtande und Machtbeſitze erwuchs; 

die Geſchichte des öffentlichen Rechtes, alſo die Entwicklung des 
heute geltenden öffentlichen Rechtszuſtandes in Verfaſſung und Verwaltung; 

die Geſchichte des Privatrechtes, alſo die Entwicklung des öſter⸗ 
reichiſchen Privatrechtes durch Reception oder particuläre Ausgeſtaltung des ge⸗ 
meinen und Ausbildung des eigenen Landesrechtes bis herab zur letzten Codi⸗ 
fication. 

In allen drei Theilen iſt die Geſchichte der verſchiedenen im öſterreichiſchen 
Staate vereinigten Volksſtämme ausführlich erſt von dem Momente ihrer Ver⸗ 
einigung darzuſtellen und die bis dahin zurückgelegte geſchichtliche Entwicklung 
nur überſichtlich anzudeuten. 
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Die Reichs⸗ und Rechtsgeſchichte der Länder der ungariſchen Krone bildet 
keinen Gegenſtand der Darſtellung und iſt nur inſoſern zu berückſichtigen, als es 
zur Darſtellung der Geſchichte der Monarchie als ſolcher (alſo insbeſondere zur 
Geſchichte des Reiches und des öffentlichen Rechtes) erforderlich iſt. 

Auf dem Gebiete des Privatrechtes iſt die Rechtsentwicklung nur ſo weit 
zu verfolgen, als dies in den deutſchen Reichs⸗ und Rechtsgeſchichten üblich iſt, 
daher nur die Ausbildung der Rechtsinſtitute ohne dogmatiſche Einzelheiten dar⸗ 
zuſtellen iſt. 

Die Arbeit ſoll noch beſonders dem Zwecke dienen, die öſterreichiſche 
Reichs⸗ und Rechtsgeſchichte zu einer ſelbſtſtändigen akademiſchen Disciplin zu 
erheben. 

Demzufolge hat der Autor beſonders darauf Bedacht zu nehmen, die Ge⸗ 
ſchloſſenheit dieſes Wiſſensgebietes und die Selbſtſtändigkeit der Rechtsentwicklung 
innerhalb der Grenzen der Monarchie zur Darſtellung zu bringen, auch muß die 
Arbeit als Leitfaden beim akademiſchen Unterrichte verwendbar ſein. 

Die eingelieferten Arbeiten müſſen in deutſcher Sprache geſchrieben und 
paginirt und mit einem paſſenden Motto verſehen ſein. Gleichzeitig mit der Arbeit 
iſt ein verſiegelter Brief einzuſchicken, welcher auf der Außenſeite das Motto der 
Arbeit, im Innern den Namen und Wohnort des Verfaſſers angibt. 

Autoren, welche um den von der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Fa⸗ 
cultät der Wiener Univerſität ausgeſchriebenen Preis für eine Geſchichte der 
Rechtsbildung in den deutſch⸗öſterreichiſchen Erblanden („Wiener Zeitung“ vom 
26. Februar 1874) concurrirt haben, können gleichwohl auch um den hier aus⸗ 
geſchriebenen Preis in Bewerbung treten, wenn ſie die Arbeit nach den Anforde⸗ 
rungen der gegenwärtigen Preisausſchreibung erweitern und vervollſtändigen. 

Der letzte Termin zur Einſendung der Arbeit iſt der 31. December 1879. 

Die Beurtheilung der Arbeit erfolgt durch eine im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht niederzuſetzende Commiſſion, welche aus einem Vorſitzenden und 
zwei Preisrichtern beſtehen und ihr Votum noch im erſten Halbjahre 1880 abge⸗ 
ben wird. 

Eine Theilung des Preiſes findet nicht ſtatt. Derſelbe wird entweder ganz 
oder gar nicht verliehen. 

Dem Verfaſſer der mit dem Preiſe ausgezeichneten Arbeit verbleibt das 
Urheberrecht, die Arbeit muß aber noch im Jahre 1880 zum Drucke gelangen. 

Die Zuerkennung des Preiſes wird in der „Wiener Zeitung“ veröffentlicht 


Von Seite des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht wird hiemit 
ein Preis ausgeſchrieben für die beſte ſtyſtematiſche Darſtellung des in Defter- 
reich geltenden öffentlichen Rechtes. 

Der Preis beſteht in dem Betrage von zweitauſend Gulden ö. W. 
in Silber. 

Die Arbeit muß das geſammte Gebiet unſeres poſitiven öffentlichen Rechtes, 
alfo das Verfaſſungsrecht (Staatsrecht im engeren Sinne) und das Verwaltungs⸗ 
recht umfaſſen und als Lehr⸗ und Handbuch wie auch als Leitfaden für Vor⸗ 
leſungen verwendbar ſein. 

Die Darſtellung muß eine ſtreng wiſſenſchaftliche ſein und einem aus der 
Natur des Gegenſtandes entwickelten Syſteme folgen. Derſelben muß eine geſchloſ⸗ 
ſene Auffaſſung der allgemeinen Staatslehren zu Grunde liegen, ohne daß dieſe 
für ſich näher auszuführen iſt. Geſchichte und Literatur der einzelnen Rechtsin⸗ 
ſtitute haben jene Berückſichtigung zu finden, welche die heutige rechtswiſſenſchaft⸗ 
liche Methode fordert. 

Unbeſchadet der fyſtematiſchen Darſtellung darf kein weſentlicher Beſtand⸗ 
theil des geltenden öffentlichen Rechtes unerörtert bleiben, ſondern hat dieſes 
letztere vollſtändig in dem wiſſenſchafklichen Rahmen der Darſtellung Platz zu 
finden. Es find alſo auch die particulären Landesrechte (Provinzialgeſetze) aller 
im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder darzuſtellen, dagegen iſt das 
Recht der Länder der ungariſchen Krone zu übergehen oder doch nur im hiſto⸗ 
riſchen Theile bis zu dem Zeitpunkte zu verfolgen, wo dieſe Länder wieder zu 
politiſcher Selbſtſtändigkeit gelangten (1867). Reichsrecht, d. i. das der ganzen 
Monarchie einſchließlich der Länder der ungariſchen Krone gemeinſame öffentliche 
Recht fällt ſelbſtverſtändlich uuter die Aufgaben der Darſtellung. 

Das Verwaltungsrecht iſt vollſtändig, mit Unterſcheidung der admini⸗ 
ſtrativen und adminiſtrativ⸗rechtlichen Materie darzuſtellen. 

Im Verfaſſungs⸗ wie im Verwaltungsrechte iſt neben dem materiellen auch 
das formelle Recht darzustellen und insbefondere auch auf Einrichtung und 
Spruchpraxis der beſtehenden Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes Rücksicht 
zu nehmen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redacteur: 


Die eingelieferten Arbeiten müſſen in deutſcher Sprache abgefaßt, deutlich 
geſchrieben und paginirt und mit einem paſſenden Motto verſehen ſein. Gleich⸗ 
zeitig mit der Arbeit iſt ein verſiegelter Brief einzuſchicken, welcher auf der Außen⸗ 
ſeite das Motto der Arbeit, im Innern den Namen und Wohnort des Ver⸗ 
faſſers angibt. f 

Der letzte Termin zur Einſendung der Arbeit iſt der 30. September 1879. 

Die Beurtheilung der Arbeiten erfolgt durch eine im Miniſterium für 
Cultus und Unterricht niederzuſetzende Commiſſion, welche aus einem Vorſitzen⸗ 
den und 2 Preisrichtern beſtehen und ihr Votum noch in den erſten Monaten 
des Jahres 1880 abgeben wird. 

Eine Theilung des Preiſes iſt im Allgemeinen nicht zuläſſig. Nur wenn 
das ganze ausgeſchriebene Thema von niemand in preiswürdiger Weiſe bearbeitet 
worden iſt, kann durch Ausſpruch der Commiſſion die Hälfte des Preiſes einer 
Arbeit zuerkannt werden, in welcher entweder das ganze Verfaſſungsrecht (Staats⸗ 
recht im engeren Sinne) oder das ganze Verwaltungsrecht preiswürdig behandelt 
erſcheint. 

Dem Verfaſſer der mit dem Preiſe ausgezeichneten Arbeit verbleibt das 
Urheberrecht, die Arbeit muß aber längſtens in der erſten Häkfte des Jahres 
1880 zum Drucke gelangen. 


Die Zuerkennung des Preiſes wird in der „Wiener Zeitung“ veröffentlicht. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Ackerbauminiſter Hieronymus Grafen zu 
Mannsfeld die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergverwalter und Titular⸗Bergrathe 
Peter Grübler in Idria anläßlich deſſen Penſtonirung das Ritterkreuz des 
Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hofrath und Profeſſor Dr. Ferdinand v. 
Hochſtetter zum Intendanten des neuen naturhiſtoriſchen Hofmuſeums ernannt 
und denſelben mit der Durchführung der Organifation jenes Muſeums betraut. 

Seine Majeſtät haben dem Officialen der Hilfsämterdirection des oberſten 
Rechnungshoſes Rudolf Kurka den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗ 
Directionsadjuncten taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Seriptor der Univerſitätsbibliothek in Graz 
Dr. Ludwig v. Hörmann den Titel und Charakter eines Bibliothekscuſtos tax⸗ 
frei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der Prager Finanzprocuratur 
Dr. Joſef Krobshofer den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Polizeicommiſſär Johann Hutzel⸗ 
mann zum Obercommiſſär und den Concipiſten Anton Swoboda zum Com⸗ 
miſſär bei der Prager Polizeidirection ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den Zögling der k. und k. orientaliſchen 
Akademie Stanislaus Ritter v. Pelinski zum Conſulareleven ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Conceptsprakticanten der 
nied. öſterr. Statthalterei Karl Freiherrn von Jacobi d'Ekholm zum Mini⸗ 
fterialeoneipiften im Minifterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Reichsfinanzminiſter hat den Caſſier der Reichscentralcaſſe Georg 
Latzlsperger zum Controlor, den Caſſeadjuncten daſelbſt Ferdinand Boruta 
zum Caſſier und den Caſſeofficial Michael Wagner zum Caſſeadjuncten 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Johann Kapf zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär bei der nied. öſterr. Finanz⸗Landes⸗Direction ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat dem Dr. Wilhelm Velten eine ſyſtemiſirte 
Adjunctenſtelle bei der k. k. forſtlichen Verſuchsleitung in Wien verliehen. 


Erledigungen. 


Directorsſtelle bei der Wiener Tabakverſchleiß⸗ Niederlage in der achten 
Rangsclaſſe gegen Caution bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 97.) 

Rechnungsdirectorsſtelle bei der ſteierm. Statthalterei in der ſechsten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Rechnungsraths⸗, eine Rechnungsrevidenten⸗, eine 
Rechnungsofficials⸗ und eine Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der achten, neunten, 
zehnten und eilften Rangsclaſſe bis 15. Mai. (Amtsbl. Nr. 97.) 

Forſtadjunctenſtelle im Staatsſorſtdienſte für Krain in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, gegen Reiſe⸗ und Amtspauſchaule bis 10. Juni. (Amtsbl. Nr. 99.) 

Conceptsprakticantenſtelle bei der ſchleſiſchen Landesregierung mit Adjutum 
bis Ende Mai. Amtsbl. Nr. 99.) 

Verwaltersſtelle bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien in der 
neunten, eventuell eine Controlorsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe gegen Caution, 
bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 101.) 

1 1 e een bei der Trieſter Polizeidirection, bis 20. Mai. (Amtsbl. 
r. 104). 

Landesthierarztesſtelle im Küſtenlande, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 104). 

Finanzrathsſtelle in Salzburg in der ſiebenten und eventuell eine Finanz⸗ 


ſecretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 105). 


A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


